
„Frei h eit und Sicherheit. Grundsätze für Deutschland." 

Die CDU Deutschlands hat ein 
neues Grundsatzprogramm! 

Die 1001 Delegierten des 21. 
Parteitages haben das dritte 
Grundsatzprogramm in der 
Parteigeschichte der CDU 
Deutschlands mit überwäl
tigender Mehrheit, bei nur 
einer Gegenstimme, verab
schiedet. Das neue Grund
satzprogramm mit dem Titel 
„Freiheit und Sicherheit. 

Grundsätze für Deutsch
land." löst das Grund
satzprogramm ab, das 1994 
auf dem Parteitag in Ham
burg beschlossen worden 
war. 

Neben dem neuen Grund
satzprogramm diskutierte 
und verabschiedete der 
21. Parteitag außerdem den 

Antrag „Chancen für Alle -
Bildung. Arbeit. Wohlstand", 
den Antrag „In Chancen 
denken - Strategische Stan
dortpolitik im 21. Jahrhun
dert" sowie Anträge u.a. zur 
Änderung des Status, der Fi
nanz- und Beitragsordnung 
und Geschäftsordnung der 
CDU Deutschlands. 
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• 
Angela Merkel 

„Die Mitte sind wir" 

Zum Auftakt des 21. Partei
tages hat die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands, An
gela Merkel, die Union als 
Motor der Regierungsarbeit 
herausgestellt. „Es ist nicht 
egal, wer regiert. Weder in 
den Ländern noch im Bund", 
sagte die Bundeskanzlerin in 
ihrer Grundsatzrede. „Ohne 
die Union wäre unser Land 
heute nicht da, wo es ist", 
hob Angela Merkel hervor. 
Die Vorsitzende kündigte ei
ne konsequente Fortsetzung 
des Reformkurses an. „Wir finde sich im Auf-
können es uns nicht erlau
ben, uns auf unseren Lorbee
ren auszuruhen", rief die 
Bundeskanzlerin unter star
kem Beifall der Delegierten. 
„Ich möchte, dass die Men
schen in zwei Jahren sagen 
können: 2009 geht es uns 
noch besser als 2007", sagte 
die Kanzlerin. Ihre Bilanz der 
ersten beiden Jahre der Gro
ßen Koalition fiel positiv aus. 
„Zwei Jahre nach dem Regie
rungswechsel spüren wir: 
Es geht uns wieder besser in 
Deutschland". Das Land be-
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schwung. Davon 
profitierten viele 
Menschen. „Das 
Gebot der Stunde 
kann deshalb nur heißen: 
Kurs halten und die Grundla
gen des Aufschwungs stär
ken", warnte die Vorsitzen
de vor einer Abkehr vom Re
formkurs. „Wer notwendige 
Erneuerungen zurückdreht, 
der gewinnt gar nichts, aber 
er verliert alles", betonte 
Merkel. Die Union werde das 
nicht mitmachen. Die Vorsit
zende erhob für die Union 

den Anspruch, die einzige 
Volkspartei der Mitte zu 
sein: „Hier ist die Mitte. Hier 
in der Mitte sind wir - und 
nur wir." In diesem Zusam
menhang erinnerte die Bun
deskanzlerin daran, dass die 
SPD erst vor wenigen Wo
chen auf ihrem Hamburger 
Parteitag die Mitte aufgege
ben habe. 18 Jahre nach der 
Selbstbefreiung der Ost-
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deutschen habe die SPD 
„tatsächlich den Beschluss 
gefasst, den Sozialismus 
auch in ihr neues Programm 
wieder mit aufzunehmen". 
Dabei ende der Sozialismus 
immer „totalitär, ob man 
will oder nicht". Angela 
Merkel kündigte an, dass 

die Koalition bis zum Ende 
der Legislaturperiode Vor
schläge vorlegen werde, wie 
die Arbeitnehmer am Erfolg 
ihres Betriebes beteiligt wer
den könnten. Dazu soll nach 
den Worten der CDU-Vor
sitzenden ein neuer Anlauf 
zur Förderung der Mitarbei
terbeteiligung unternom
men werden. Mit Blick auf 
die 3,3 Millionen Arbeitslo
sen sagte die CDU-Vorsit
zende, „Vorfahrt für Arbeit" 
sei für die Union nicht ir
gendein Slogan. „Es ist un-

ser Handlungsauftrag", un
terstrich Merkel. „Denn so
zial ist, was Arbeit schafft". 

In diesem Zu
sammenhang 
sprach sie sich 
für eine weite
re Senkung der 
Lohnzusatzkos
ten aus. Denn 
jede Senkung 

schaffe Arbeitsplätze. Eine 
Abkehr von diesem Kurs 
werde es mit der CDU nicht 
geben. Der richtige Weg zur 
Findung gerechter Löhne 
sei die Tarifautonomie. Aus
drücklich hielt Merkel an 
der Rente mit 67 fest. zu
gleich stellte sie jedoch klar: 
„Rente mit 67 heißt Rente 
mit 67, nicht Rente mit 70 
oder anderen Zahlen". Aus
drücklich bekannte sich 
die CDU-Vorsitzende zum 
Schutz des menschlichen 
Lebens. Klonen sei für die 

CDU in jeder Form ein Tabu. 
Deshalb gebe es strenge 
Bedingungen für die For

schung mit embryo
nalen Stammzellen. 
„Und deshalb werden 
wir das Embryonen
schutzgesetz nicht an
tasten". In diesem Zu
sammenhang sprach 
sich Merkel für eine 

gesetzliche Regelung gegen 
Spätabtreibungen aus. Eine 
aktive Sterbehilfe lehnte die 
CDU-Vorsitzende klar ab. 

• 
Ronald Pofalla 

„Wo CDU draufsteht, 
ist CDU drin" 

In seiner Rede machte der 
Vorsitzende der Grundsatz
programm-Kommission, CDU
Generalsekretär Ronald Po
falla, deutlich, dass das neue 
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Grundsatzprogramm ganz 
im Zeichen des Wertedrei
klangs aus Freiheit, Solida
rität und Gerechtigkeit ste
he. „Wo CDU draufsteht, ist 
CDU drin. Wir sind authen
tisch, pur, einzigartig - wir 
sind die Mitte!" rief Ronald 
Pofalla den Delegierten zu. 
Während die SPD mit ihrem 
„Linksruck" auf dem Ham
burger Parteitag sowie 
ihrem Bekenntnis zum „de
mokratischen Sozialismus" 
ihr Gastspiel in der so ge
nannten „Neuen Mitte" be
endete, habe die CDU die 
Kraft, „Werte und Tugenden 
zu bewahren" betonte Ro
nald Pofalla. „Andere ma
chen Politik von den Rän
dern für die Ränder - Wir 

machen Politik aus der Mit
te für die Mitte", erklärte 
der CDU-Generalsekretär. 
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Darüber hinaus bekenne 
sich die CDU eindeutig zu 
den Wurzeln ihrer Politik. 
„Unser neues Programm be
ruht auf der christlich-jüdi
schen Tradition des Abend
landes ebenso wie auf dem 

Schavan 

Erbe der Aufklärung. Hier 
liegen die Wurzeln von Frei
heit, Solidarität und Ge-

rechtigkeit. Hier liegen 
unsere unverrückbaren 
Grundwerte begrü n
det", bekräftigte Ro
nald Pofalla. Aktuelle 
Herausforderungen er
forderten jedoch ein 
neues Denken, um die 
Begriffe „Freiheit und 
Gerechtigkeit" neu zu 
justieren. „Neues Den
ken heißt: Freiheit und 
Sicherheit gehören zu
sammen. Freiheit ist 
ohne Sicherheit nicht 

denkbar; Sicherheit ohne 
Freiheit aber auch nicht." 
Diese Überzeugungen sei
en jedoch nur dann glaub
würdig, wenn man sie so
wohl in der Innen- als auch 
in der Außenpolitik vertrete. 

„Wir müssen uns in Deutsch
land wieder stärker zu dem 

bekennen, was uns wichtig 
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ist. Zum Patriotismus. Zur 
Nation. Zu den Werten unse
res Grundgesetzes", betonte 
Pofalla. Daher habe sich die 

m1ss1on entschieden, den 
Begriff der „Leitkultur in 
Deutschland" ins neue CDU
Grundsatzprogramm aufzu
nehmen. Dieses Bekenntnis 
gelte auch für die Außenpoli
tik der Bundesregierung, in 

eintrete. „Unser Land steht 
für Freiheit, Demokratie 
und Soziale Marktwirt
schaft. Deutschland ist ein 
Land der Mitte. Und die 

CDU steht dafür, 
dass das auch so 
bleibt", so Ro
nald Pofalla. Mit 
der Verabschie
dung des neuen 
Grundsatzpro
gramms endet 
ein knapp zwei-
jähriger Prozess, 

in dem die gesamt Partei 
untereinander und mit allen 
gesellschaftlichen Gruppen 
die Antworten auf die Her
ausforderungen der Zu
kunft diskutiert hat: rund 
20000 Parteimitglieder be-

suchten die Re
gional konferen.... 

\Di~ Mitte. 
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zen, über 3 000 
Besucher folgten 
der Einladung auf 
die drei Kongres
se, 60000 Bürge
rinnen und Bür
ger nutzen das 
Angebot, sich 

Jahren DisYussion 1n der 

Partei : Das neue Grund
satzprogramm. 

der Bundeskanzlerin Angela 
Merkel in aller Welt für Frei
heits- und Menschenrechte 

auch im Internet 
in den virtuellen Arbeitskrei
sen an der Diskussion zu be
teiligen . 

• 
Christian Wulff 
„Kurs halten!" 

In seinem Grußwort hieß 
der niedersächsische Minis
terpräsident Christian Wulff 
die Teilnehmer des Bundes
parteitages im „Zukunfts-

land Niedersachsen" und in 
der Messestadt Hannover 
herzlich willkommen. Mit 
Blick auf die in wenigen Wo
chen anstehenden Land
tagswahlen in Hessen, Ham
burg und in Niedersachsen 
sagte Wulff, dass er durch 
die erfolgreiche Arbeit der 
Großen Koalition „Rücken
wi nd" empfinde. Zu den 
Erfolgen der unionsgeführ
ten Bundesregierung zählte 
Wulff neben der Senkung 
der Staatsquote und der 
Lohnzusatzkosten vor allem 
die Tatsache, dass die Ar-
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beitslosigkeit in den ver
gangenen zwei Jahren um 
1,1 Millionen zurückgegan
gen ist. Dies sei ein deutli
ches Zeichen dafür, dass der 
Kurs gehalten werden müs
se, so Wulff. Die CDU stehe 
für eine verlässliche Politik 
und Chancen für alle. Chris
tian Wulff zog auch eine po
sitive Bilanz der Landespoli
tik. So sei die Arbeitslosig
keit in Niedersachsen deut
lich gesunken und im kom-

Schäuble 
menden Jahr könne 
das Land zum ersten 
Mal seit 1946 Schul
den zurückzahlen. Je
der dritte Euro in Nie
dersachsen werde in
zwischen für Bildung, 
Forschung und Wissen
schaft ausgegeben. Darü
ber hinaus habe das Land 
Niedersachsen eine große 
Verwaltungsreform durchge-

nAln7 

führt und 2 500 neue Lehrer 
eingestellt. „Wir haben viel 
erreicht, aber es bleibt 
noch viel zu tun", sagte 
Christian Wulff. Jetzt gehe 
es vor allem darum, bei der 
Landtagswahl Ende Januar 
die gute Stimmung in Stim
men umzuwandeln. 

Vor dem Hintergrund der 
Beschlüsse des zurückliegen
den SPD-Bundesparteitags 

jung 

forderte Wulff die Sozialde
mokraten auf, nicht nur an 
das Verteilen, sondern auch 
an das Erwirtschaften zu 
denken. Auf Dauer sei der 

„Spagat" der SPD zwischen 
Opposition und Regierung 
nicht durchzuhalten. Scharf 
griff Wulff auch die Links
partei und ihre, die SED-Dik
tatur verharmlosende, Poli
tik an. „Die Kommunisten 
gehören in die Geschichts
bücher, nicht in die Parla
mente", betonte Wulff. Er 
sei überzeugt, dass eine 
Partei wie die SPD, die 
jüngst den „Sozialismus" in 
ihrem neuen Grundsatzpro
gramm verankert habe, be
reits ein Linksbündnis im 
Kopf habe. 

• 
Volker Kauder 
„Mehr Arbeit, 
mehr Netto, 

mehr Sicherheit" 

„Mehr Arbeit, mehr Netto, 
mehr Sicherheit" - so hat der 
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Vorsitzende der CDU/CSU
Fraktion im Deutschen Bun
destag das Programm der 
Großen Koalition für die 
kommenden zwei Jahre der 
unionsgeführten Bundesre
gierung umschrieben. Der 
Fraktionsvorsitzende kün
digte an, dass die CDU/CSU 
die „Leistungsträger" dieses 
Landes stärker in den Blick 
nehmen werde. „Wir wollen 
für diejenigen da sein, die 
sich nicht selbst helfen kön-

zit - könne man nach zwei 
Jahren feststellen: „Dort wo 
die Union regiert, geht es 
einfach besser." Wir haben 
mehr Arbeit, die Sanierung 
des Bundeshaushalts schrei
tet weiter voran. „Es gibt 
neue Perspektiven für unser 
Land", unterstrich Kauder. 

Pflüger 
Der rste Parlaml tarische Ge5Ghäf.t&flihrer..det>6lm'd 

a ion, Norbert„ttgen, und der Fraktionsvorsitzende im 
Berliner Abgeord ~ tenhaus Friedbe_rt~Pfl-üg_er. __ ~-

Der Fraktions
vorsitzende rief 

nen, aber auch für die, die 
jeden morgen aufstehen 
und zur Arbei t gehen und 
sich um ihre Fami lien küm
mern", machte Kauder un
ter starkem Applaus der 
1001 Delegierten in Hanno
ver deutlich. Nach der 
schlechten Schlussbilanz 
von Rot-Grün - 5 Millionen 
Arbeitslose und 60 Milliar
den Euro strukturelles Defi-

den Koalitions
partner zur Sacharbeit auf, 
denn „wir sind noch nicht 
über den Berg". Es komme 
darauf an, den Aufschwung 
weiter zu stärken. „Regie
rung aus Berlin und Opposi
tion aus Mainz, das kann 
nicht funktionieren", rief 
Kauder der SPD zu. „Entwe
der man ist ganz bei der Sa
che oder gar nicht. Ich for
dere die SPD auf, ganz bei 

der Sache zu sein." Eindring
lich warnte Kauder die SPD 
vor zu großer Nähe zur Links
partei. Wer der Linkspartei 
nachlaufe, der verliere sei
nen Charakter als Volkspar
tei. Die Linkspartei sei nicht 
nur eine „Partei der Dem
agogen", die den Menschen 

etwas verspre
che, was nicht 
einzuhalten sei. 
Die Linke sei 
auch die „Partei 
der Mauerschüt
zen und der ehe
maligen SED
Bonzen". 

Kauder wür
digte die Erfolge 
der Regierung 

beim Bürokratieabbau. Ent
gegen landläufiger Meinung 
gebe es deutliche Unter
schiede zwischen den bei
den großen Volksparteien. 
„Bei den Sozis ist der Staat 
Selbstzweck, wir wollen den 
Menschen Möglichkeiten 
schaffen", beschrieb Kauder 
die Unterschiede. 
In den kommenden zwei 
Jahren wolle die Fraktion er
folgreich weiter arbeiten, 
damit nach der kommenden 
Bundestagswahl die „zweite 

·:<:' ·'~''!J:i'·''':: ; '''.<!. ;. , ' 
CDU/CSU)~"'Qi~~~~P.Rll2007, 4. Klausurtagung der Grundsatzprogr~mm-Ko_mmission .... 27~APRIL 
2007, G~~präch 9e$·Vorsitzeqde·n9er Grundsatzprograrnrn:Kommis~ion. ,CDU·Generalsekretär Ronald 
Pofalla ; :rnltderr; ~B~nd~.svorsta'nd.:der Frauen·Union' d~rt(DU i..i1~ ~)f'2007~ U. Plenarsitzung der 
Grundsat~p;:'b'~{r-~ITlm ·Korry~ission: ·t Erster Entwurf „ · 9: ~MA'POOl~~~~spräch · des Vorsitzenden der 
Grundsatzprogramm-Kommi.s_si.or ~ : CDU·Generalsekret?r . Rona. ld : P9J~~l~I'. mit dem Bundesvorstand der 
Christlich Demokratischen Arbeitnehmerschaft der CDU..,_ 10. MAI 2007, Gespräch des Vorsitzenden 
der Grundsatzprogramm-Kommission, CDU -Generalsekretär Ronald Pofalla, mit Bundesvorstand des 

• • • 
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Regierung Merkel" die Ar
beit fortsetzen könne. 

• 
Erwin Huber 

„Linksbündnis keine 
Chance geben" 

Der CSU-Vorsitzende Erwin 
Huber hat sein Grußwort 
auf dem CDU-Parteitag mit 
einem scharfen Angriff auf 
die Linke im Land eröffnet. 
Das „linke Lager" sei in sich 
zerstritten und schon des
halb „regierungsunfähig", 
sagte Huber. Das einzige, 
was die Linke zusammen
halte, sei die Macht. „Und 
da dürfen wir der SPD nicht 
trauen", fügte der CSU-Chef 
hinzu. Wer wie Beck den 
Sozialismus ins Programm 
schreibe, der paktiere auch 
mit den Linken. „Wer nicht 
den Mut und die Kraft hat, 
solche Bündnisse auf Stadt
und Landesebene zu unter
binden, „dem können wir 
nicht glauben". Sozialisten 
scheuten den Wortbruch 
nicht, wenn es um die 
Macht gehe. 

Zur Halbzeit der Großen 
Koalition zog Huber eine po
sitive Zwischenbilanz. Opti-

mismus und Aufbruchstim
mung seien wieder spürbar im 
Land. Innerhalb von zwei Jah
ren habe die unionsgeführte 
Bundesregierung eine grund
legende Wende geschafft. 
Der Marsch in den Schulden-

staat sei gestoppt, anstelle ei
ner Rekordarbeitslosigkeit ge
be es heute eine Rekordbe
schäftigung. Außerdem ver
zeichne die Bundesagentur 
für Arbeit eine Million offener 
Stellen. „Das ist ein großer Er
folg von Angela Merkel und 

04lo7 
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Wirtschaftsminister 
Michael Glos", beton
te der CSU-Chef . 
Huber kündigte an, 
die Union werde 
auch in Zukunft die 
Schaffung und die Si
cherung von Arbeits
plätzen in den Mit
telpunkt ihrer Politik 
rücken. „Wir halten 

Kurs für Aufschwung und 
Beschäftigung". Die Sen
kung der Beiträge zur Ar
beitslosenversicherung von 
6,5 auf 3,3 Prozent sorge für 
Kaufkraft in Milliardenhöhe. 
Netto bringe das den Men

schen genauso viel 
wie die Lohnrunde 
des letzten Jahres. 
Daneben stehe die 

setzung des Konsolidie

rungskurses sowie für höhe
re Investitionen in Bildung, 



Forschung, Infrastruktur 
und Klimaschutz. 
Der Schwesterpartei und 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel sagte Huber eine 
„verlässliche Partnerschaft" 
und seine „volle Unterstüt
zung" zu. Vorausblickend 

erklärte er: „Die CSU wird 
2009 einen starken Beitrag 
dafür leisten, damit Angela 
Merkel Bundeskanzlerin der 
Bundesrepublik Deutsch
land bleibt." Der CSU-Chef 
stellte sich zudem voll hin
ter den außenpolitischen 
Kurs Merkels. Ausdrücklich 
dankte Huber den deut
schen Soldatinnen und Sol
daten für ihren schweren 
Dienst in Afghanistan. Dort 
hatte sich der CSU-Chef am 
Montag persönlich einen 
Eindruck von der Lage vor 
Ort verschafft. Während 
andere von Menschenrech-

ten, vom Schutz der Bürger
rechte oder vom Kampf ge
gen die Unterdrückung von 
Frauen und Mädchen par
lierten, schütze die Bundes
wehr unter großen Risiken 
die leidgeprüften Menschen 
in Afghanistan. Huber be
grüßte es, dass Bundeskanz
lerin Merkel zu den Men
schenrechten in China und 
zur Demokratie in Russland 
offene Worte finde. 

• 
Roland Koch 
„Deutsche 

Unternehmen besser 
schützen!" 

Am zweiten Tag des 21. Par
teitags der CDU Deutsch
lands beschlossen die Dele
gierten mit großer Mehrheit 
den Antrag des Bundesvor
standes "In Chancen denken 

Strategische Standort
politik im 21. Jahrhundert". 
„Mit diesem Antrag werden 
wir deutsche Unternehmen 
besser vor ausländischen Be
teiligungen schützen," er
klärte der Stellvertretende 
Vorsitzende Ronald Koch. 
Die CDU bekennt sich wei
terhin ausdrücklich zum frei-

en Kapitalverkehr innerhalb 
Europas, dennoch wolle man 
im deutschen Recht Werk
zeuge verankern, mit denen 
Beteiligungen ausländischer 
Unternehmen notfalls unter
sagt werden können, erklär
te Hessens Ministerpräsi
dent. Ronald Koch, der das 
Papier zusammen mit CDU
Generalsekretär Ronald Po
falla und dem parlamentari
schen Geschäftsführer der 
Unions-Bundestagsfraktion, 
Norbert Röttgen, ausgear
beitet hatte, betonte in sei
ner Rede, dass die CDU mit 
d: r 1~· • 1: 11a\; e i n~ 

Kriterienkatalog festlege, 
der klare Regeln für Unter
nehmensbeteiligungen defi-

nAln~ 
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niere. Beteiligungen auslän
discher Unternehmen an 
deutschen Firmen sollen 
dem Antrag zufolge zukünf
tig einer stärkeren politi
schen Kontrolle unterliegen. 

vo eust 

Betroffen sind dabei 
Beteiligungen, wel
che laut Koch die 
„öffentliche Sicher
heit" oder die „stra
tegische Infrastruktur" ge
fährden könnten. Diese sol
len in Zukunft entweder ge
nehmigt, mit Auflagen ge
nehmigt oder untersagt wer
den können. Ein entspre
chender Gesetzentwurf wur
de bereits den zuständigen 
Ministerien zur Abstimmung 
vorgelegt. In bestimmten 
Fällen sollen Beteiligungen 
von mehr als 25 Prozent ge-

04/07 

nehmigungspflichtig wer
den. Mit Hilfe des neuen Ge
setzes sollen ausländische 
Investoren möglichst schnell 
Rechtssicherheit über ihre 
Beteiligung gegeben wer
den. Ausländische Unter
nehmen haben darüber hin
aus die Möglichkeit, eine 
Beteiligung freiwillig anzu
geben. Wird eine Beteili
gung hingegen nicht ange
zeigt, soll der Staat den Fall 

noch innerhalb von drei Jah
ren aufgreifen können. 

• 
Klaus Schüler 

„CDU modernisiert 
Parteistatut" 

Einstimmig angenommen 
wurden Anträge des CDU
Bundesvorstandes zur Än
derung des Statuts, zur Fi-

nanz- und Beitragsordnung 
sowie zur Geschäftsordnung 
der CDU, die die Arbeits
gruppe „Satzung" unter Vor
sitz des CDU-Bundesge
schäftsführers, Klaus Schüler, 
erarbeitet wurden. Ziel der 
Neuerung ist es, „einzelne 
Bestimmungen so anzupas
sen, wie es im Sinne einer 
effektiven Parteiarbeit not
wendig ist", begründete 
Klaus Schüler die Notwen
digkeit der Modernisierung. 

Diese beinhaltet unter an
derem Neuregelungen beim 
Einladungswesen für Partei
organe. Mit dem Beschluss 
des Bundesparteitages ist 
es nun auch möglich, Einla
dungen in elektronischer 
Form (E-Mail) zu versenden, 
wenn der Empfänger hierfür 
sein Einverständnis gege
ben hat. „Dies spart Zeit, 
dies spart Geld und ist heut
zutage einfach Standard", 
so der CDU-Bundesge
schäftsführer. 

Der Beschluss des Partei
tages beinhaltete darüber 
hinaus auch das Ziel, auf 
Mitgliedsanträge zur CDU 
noch schneller und bürger
näher zu reagieren und ein 
„bewerberfreundliches Auf-
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nahmeverfahren" zu schaf
fen, so Klaus Schüler. So 
kann beispielsweise nun 
auch die Mitgliedschaft in 
der CDU per E-Mail 
beantragt werden. 1 m 
Anschluss muss der 

zuständige Kreisvorstand in
nerhalb von acht Wochen 
über die Aufnahme des 
Bewerbers entscheiden. 
liegen besondere Gründe 
vor, die eine Aufnahme ver
zögern, verlängert sich die
se Frist um weitere vier Wo
chen. Lehnt der Kreisvor
stand den Antrag des Be
werbers nicht innerhalb von 
zwölf Wochen ab, gilt der 
Mitgliedsantrag automa
tisch als angenommen. 

Ergänzt wurde darüber 
hinaus auch der Tatbestand 
des parteischädigenden Ver-

haltens. Mit dem Beschluss 
des Parteitages liegt ein 
parteischädigendes Verhal
ten nun auch dann vor, 

Laumann 

wenn ein Mitglied der CDU 
gegen einen auf einer Mit
gliederversammlung oder 
Vertreterversammlung der 
CDU nominierten Kandida
ten bei der Wahl als Bewer
ber auftritt. 

• 
Eckart von Klaeden 
„Kurs halten - auch 
bei den Finanzen" 

„Wir sind bei der Sanierung 
der Finanzen ein gutes 
Stück vorangekommen." So 
lautete das Fazit von Bun
desschatzmeister Eckart 
von Klaeden bei der Vor
stellung des Rechenschafts
berichts 2005. Trotz des 
vorgezogenen Bundestags
wahlkampfes sei es gelun-

gen, 2005 einen Überschuss 
zu erwirtschaften. In diesem 
Zusammenhang erinnerte 
von Klaeden daran, dass die 

Schulden der CDU im Jahr 
2000 umgerechnet noch 
17,8 Millionen Euro betra
gen hatten. 

~..... „" 
hatzme1ster':: CDU ·Bundessc 

'""' ~„ ""''" ' - -~ , i ~ 

,} 'f 
Dank einer straffen Haus

haltsführung, Ausgabendis
ziplin und erheblicher Spar
anstrengungen der Bundes
geschäftsstelle sei es auch 
2006 gelungen mit einem 
Überschuss abzuschließen 
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und eine Wahlkampfrückla
ge zu bilden, gab Eckart von 
Klaeden bekannt, der seit 
einem Jahr im Amt ist. Aller
dings konnte der Bundes
schatzmeister nicht nur mit 
positiven Nachrichten die
nen: Die rückläufige Ent
wicklung der Mitgliedsbei
träge bereite ihm zuneh-

mend Sorgen, sagte von Kla
eden. Aufgrund sinkender 
Mitgliederzahlen sei bereits 
seit 2005 ein Rückgang der 
Mitgliedsbeiträge zu ver
zeichnen gewesen. Hinzu 
komme, dass auch die Spen
deneinnahmen zurückgin
gen. Mit Blick auf die bevor
stehenden Landtagswahlen 
sowie die Europa- und Bun
destagswahl im Jahr 2009 
forderte der Bundesschatz
meister: „Jetzt brauchen 
wir die Unterstützung unse-

rer Freunde und Förderer, 
damit in Zukunft wieder ei 
ne bürgerliche Mehrheit re
giert." 
Ausdrücklich sprach sich der 
Bundesschatzmeister für ei
ne angemessene staatliche 
Parteienfinanzierung und 
den Ausgleich der Preisstei
gerung aus. „Ein Inflations
ausgleich ist im Parteienge
setz ausdrücklich vorgese
hen und wurde von einer 
unabhängigen Kommission 
unter Leitung des Bunde
spräsidenten bestätigt", be
tonte von Klaeden. Eine No
vellierung des Parteienge
setzes sei erforderlich, da
mit „die Parteien auch in 
Zukunft in der Lage sind, ih
re Aufgaben in vollem Um
fang wahrzunehmen, so von 
Klaeden weiter. 

„Kurs halten gilt auch für 
die Finanzwirtschaft der 
Bundespartei", so der Bun
desschatzmeister. „Damit 
wir auf einer soliden Finanz
grundlage in die kom
menden Wahlen gehen kön
nen." 

• 
Debatte zur 

Stammzellen
forschung 

Neben der intensiv geführten 
Debatte um das neue Grund
satzprogramm war die Dis
kussion um die Stammzel
lenforschung ein weiterer in
haltlicher Höhepunkt des 
Parteitages. Nach einer über 
mehrere Stunden geführten 
Debatte entschied sich der 
Parteitag mit knapper Mehr-



heit für den Antrag, dass die 
Tötung menschlicher Ern-

. „ 

bryonen zur Gewin
nung menschlicher 
embryonaler Stamm-
zellen mit dem 
christlichen Men-
schenbild und den 
Vorgaben des Grund
gesetzes unverein
bar sei. Von Deutsch
land dürfe kein An
reiz für eine verbrau-
chende Embryonen

forschung ausgehen und die 
CDU werde sich dafür auf eu-

ropäischer und internationa
ler Ebene einsetzen. 

- Die besondere Erinnerung -
;, Post-Sonderstempel zum Parteitag 

Die CDU Deutschlands hat auf dem 21. haben Sie immer noch die Möglichkeit, 
Parteitag in Hannover das drit- den Sonderstempel zu erhalten. 
te Grundsatzprogramm in "/..\.\AN N O VER .Q- Senden Sie einfach ein 
ihrer über 60jährigen frankiertes und mit 
Geschichte beschlos- 21• Parteitag Rücksendeanschrift 

der CDU Deutschlands 
sen. Grund für die 
CDU und die Post, 
einen Sonderstem
pel mit dem Grund
satzprogramm-Logo 
aufzulegen. 

lfiJ -3.12.2007 

versehenes Schrei
ben an: Deutsche 
Post AG, Niederlas
sung Brief, Sonder-2. bis 4. Dezember 2007 

in Hannover 

30521 

stempelstelle, Endeni
cher Straße 104, 53115 

Sollten Sie nicht auf dem 
Parteitag gewesen sein, oder auf 
dem Parteitag keine Zeit gehabt haben, 

Bonn. Bei der Sonderstem
pelstelle wird der Stempel bis Ende 

Dezember verfügbar sein. 

04107 
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